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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

Kantonales Energiegesetz 1 

(Vom 16. September 2009) 

Der Kantonsrat des Kantons Schwyz, 

nach Einsicht in Bericht und Vorlage des Regierungsrates, 

beschliesst: 
 

  

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck 

1 Dieses Gesetz dient dem Vollzug der Energiegesetzgebung des Bun-
des und legt die Grundlagen für eine kantonale Energiepolitik unter 
besonderer Berücksichtigung der Energienutzung in Gebäuden. 
2 Es schafft günstige Rahmenbedingungen für eine effiziente, spar-
same, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung und 
-nutzung. 
3 Es fördert Massnahmen für eine ausreichende, breit gefächerte, 
wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung. 

 

 
  

 
§ 1a Ziel 

Der Kanton verfolgt das Ziel, bis 2050 bei den Wärmeerzeugungsan-
lagen für Heizung und Warmwasser in den Gebäuden keine fossilen 
Brennstoffe mehr zu nutzen. 

 
 

 

Zustimmung 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

II. Organisation 

§ 2 Regierungsrat 

Der Regierungsrat überwacht den Vollzug dieses Gesetzes und erlässt 
die erforderlichen Ausführungsvorschriften.  

 

  

§ 3 Departement 

Das zuständige Departement nimmt für den Regierungsrat die Auf-
sicht über den Vollzug der Energiegesetzgebung und die Tätigkeit der 
damit beauftragten Behörden, Amtsstellen und Privaten wahr. 

 

  

§ 4 Fachstelle 

1 Der Kanton führt eine Energiefachstelle. 
2 Die Energiefachstelle berät Behörden, Fachleute und Private über 
die Möglichkeiten einer effizienten, sparsamen, wirtschaftlichen und 
umweltverträglichen Energienutzung, über die Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie über Vollzugsfragen und erfüllt die weiteren, ihr durch 
die Gesetzgebung zugewiesenen Aufgaben.  

 

 

 

§ 5 Baubewilligungsbehörde der Gemeinde 

Sofern nicht Bundesrecht oder kantonales Recht ein anderes Organ 
bezeichnen, vollzieht die Baubewilligungsbehörde der Gemeinde die 
Energiegesetzgebung. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

III. Kantonale Energieplanung 

  

§ 5a  Inhalt 

Der Kanton führt eine Energieplanung. Diese: 
a)  enthält eine Beurteilung des aktuellen Bedarfs und Angebots an 

Energie im Kanton; 
b)  liefert im Bereich der Energieversorgung und der -nutzung die 

Entscheidungsgrundlagen für Massnahmen der Raumplanung 
und der Projektierung von Anlagen; 

c)  dient den Gemeinden, Bezirken und den mit der Energieversor-
gung betrauten Unternehmen als Grundlage für ihre Energiepla-
nung.  

 

  

§ 5b  Mitwirkung 

Die Gemeinden, die Bezirke und die mit der Energieversorgung be-
trauten Unternehmen sowie weitere Energieversorger sind zur Mitwir-
kung verpflichtet. Sie liefern den zuständigen Behörden die für die 
Energieplanung und für den Vollzug dieses Gesetzes notwendigen 
Auskünfte. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

 
IV. Energiesparmassnahmen bei Bauten und Anlagen 
 
A. Wärmeschutz von Gebäuden 

 

 

 

§ 6 Anforderungen 

1 Neubauten, Umbauten und Umnutzungen sowie Anlagen zur Erzeu-
gung, Nutzung und Verteilung von Energie sind so zu planen, auszu-
führen und zu betreiben, dass möglichst geringe Energieverluste ein-
treten sowie ein effizienter und wirtschaftlicher Betrieb möglich ist. 
2 Neubauten und wesentliche Erweiterungen von bestehenden Gebäu-
den müssen so gebaut und ausgerüstet sein, dass ihr Energiebedarf 
für Heizung, Warmwasser, Lüftung und Klimatisierung nahe bei Null 
liegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten in einer Verordnung. Er 
kann Normen und Empfehlungen anerkannter Fachorganisationen 
verbindlich erklären. 
 
 
 
 
 
 

 

 

1 Gebäude und gebäudetechnische Anlagen sind so zu erstellen, zu 
betreiben und zu unterhalten, dass der gesamte Energieverbrauch op-
timiert wird. Der winterliche und sommerliche Wärmeschutz, die ge-
bäudetechnischen Anlagen und die Nutzung der Elektrizität in Ge-
bäuden haben dem Stand der Technik zu entsprechen. 
2 Die Minimalanforderungen an Gebäude und gebäudetechnische An-
lagen gemäss Absatz 1 gelten unter Vorbehalt abweichender Regelun-
gen für 
a) Neubauten; 
b) die Änderung von bestehenden Bauten; 
c) die von einem Umbau oder einer Umnutzung betroffenen Bau-

teile; 
d) Neuinstallation, Ersatz oder Änderung gebäudetechnischer Anla-

gen zur Aufbereitung und Verteilung von Wärme, Kälte, Warmwas-
ser und Raumluft, auch wenn diese Massnahmen baurechtlich 
nicht bewilligungspflichtig sind. 

 

 

Zustimmung 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 7 Zusätzliche Massnahmen 

Werden zur Förderung der Energieeffizienz bei neuen und bestehen-
den Bauten bauliche Massnahmen getroffen, die sich auf die Berech-
nung des Nutzungsmasses auswirken, so werden die dafür erforderli-
chen Grundflächen gegenüber einer konventionellen Bauweise nicht 
angerechnet. 

 

  

§ 8 Vorbildfunktion der öffentlichen Hand 

1 Bauten zur Erfüllung von öffentlichen Aufgaben, die Eigentum des 
Kantons sind oder durch den Kanton subventioniert werden, haben 
erhöhte Anforderungen an die Energienutzung zu erfüllen. 
2 Der Regierungsrat legt dazu Standards fest. 

 

 

1 Bauten zur Erfüllung von öffentlichen Aufgaben, die Eigentum des 
Kantons sind oder durch den Kanton subventioniert werden, haben 
nach Möglichkeit erhöhte Anforderungen an die Energienutzung zu 
erfüllen. 
 
Minderheitsantrag:  
3 Der Stromverbrauch für öffentliche Bauten wird bis 2030 um 50 % 
gegenüber dem Niveau von 1990 gesenkt oder mit neu zugebauten, 
erneuerbaren Energien gedeckt. Eine Kompensation bei anderen Bau-
ten ist möglich, falls diese innerhalb des Kantonsgebietes erfolgt. 
4 Der gesamte Energiebedarf aller Bauten und Anlagen im Eigentum 
der öffentlichen Hand wird bis spätestens 2040 vollständig durch er-
neuerbare Energien und mit netto Null CO2 Ausstoss gedeckt. Eine 
Kompensation bei anderen Bauten der öffentlichen Hand ist möglich, 
falls diese innerhalb des Kantonsgebietes erfolgt. 
5 Der Kanton führt eine Energiebuchhaltung für seinen Gebäudepark. 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Zustimmung zum Mehrheitsantrag 
 
 
 
 
Ablehnung des Minderheitsantrags 

 



 Beilage 1 zu RRB Nr. 313 vom 18. Mai 2021 
 
 
Teilrevision kantonales Energiegesetz: Vorlage an den Kantonsrat - Anträge der Kommission – Stellungnahme des Regierungsrates (Synopse) 
 

Seite 6 

Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

 
B. Anforderung an gebäudetechnische Anlagen 

§ 8a  Ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen 

1 Die Neuinstallation ortsfester elektrischer Widerstandsheizungen 
zur Gebäudeheizung ist nicht zulässig. 
2 Ebenfalls nicht zulässig ist: 
a) der Ersatz von ortsfesten elektrischen Widerstandsheizungen mit 

Wasserverteilsystem durch eine ortsfeste elektrische Widerstands-
heizung; 

b) der Einsatz einer ortsfesten elektrischen Widerstandsheizung als 
Zusatzheizung. 

3 Der Regierungsrat bestimmt die Ausnahmen für Notheizungen und 
besondere Verhältnisse. 

 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
Minderheitsantrag: 
Bst. b streichen. 
 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
Ablehnung des Minderheitsantrags 
 
Umformulierung falls der Minderheitsantrag angenommen 
wird: 
 
 
2 Ebenfalls nicht zulässig ist der Ersatz von ortsfesten elektri-
schen Widerstandsheizungen mit Wasserverteilsystem durch 
eine ortsfeste elektrische Widerstandsheizung. 
 

§ 8b  Elektro-Wassererwärmer 

1 Der Neueinbau oder Ersatz eines Elektro-Wassererwärmers ist in 
Wohnbauten nur erlaubt, wenn das Warmwasser: 
a) während der Heizperiode mit dem Wärmeerzeuger für die Raum-

heizung erwärmt oder vorgewärmt wird oder 
b) zu mindestens 50 % mittels erneuerbarer Energie oder Abwärme 

erwärmt wird.  
2 Für den Ersatz von dezentralen Elektro-Wassererwärmern sind die 
Voraussetzungen von Absatz 1 nicht zu erfüllen. 
3 Der Ersatz eines zentralen Elektro-Wassererwärmers ist meldepflich-
tig. 

 

 

1 Der Neueinbau oder Ersatz einer direkt-elektrischen Erwärmung des 
Warmwassers ist in Wohnbauten nur erlaubt, wenn das Warmwasser: 
 

 

 

Zustimmung mit redaktioneller Anpassung 
 

1 Der Neueinbau oder Ersatz eines direkt elektrischen Erwär-
mers ist in Wohnbauten nur erlaubt, wenn das Warmwasser: 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 8c Eigenstromerzeugung bei Neubauten 

1 Neubauten haben einen Teil der benötigten Elektrizität selbst zu er-
zeugen.  
2 Kann die Vorgabe gemäss Abs. 1 nicht umgesetzt werden, sind er-
höhte Anforderungen an die Gebäudehülle zu erfüllen. 
3 Der Regierungsrat regelt Art und Umfang der Eigenstromerzeugung 
sowie die Ausnahmen. Zu berücksichtigen ist dabei die Energiebe-
zugsfläche als Berechnungsgrundlage für die selbst zu erzeugende 
Elektrizität. 

 

 

 
 
Absatz 2 streichen. 
 

 

 
 
Ablehnung 

 

§ 8d  Erneuerbare Wärme beim Wärmeerzeugerersatz 

1 Bestehende Bauten mit Wohnnutzung sind beim Ersatz des Wärme-
erzeugers so auszurüsten, dass der Anteil an nichterneuerbarer Ener-
gie höchstens 90 % des massgebenden Bedarfs beträgt. Für die Fest-
legung der Standardlösung gilt ein massgebender Energiebedarf für 
Heizung und Warmwasser von 100 kWh pro m2 und Jahr.  
2 Der Ersatz eines Wärmeerzeugers ist zulässig, wenn: 
a) die fachgerechte Umsetzung einer Standardlösung gewährleistet 

ist;  
b) gemäss GEAK die Klasse D bei der Gesamtenergieeffizienz er-

reicht ist; 
c) im Meldeverfahren und bei Nachkontrollen der Nachweis erbracht 

wird, dass der Wärmeerzeuger während einer angenommenen Le-
bensdauer der Anlage von 20 Jahren zu wenigstens 20 % mit ei-
nem erneuerbaren Brennstoff betrieben wird, der gemäss schwei-
zerischem Treibhausgasinventar dem Sektor Gebäude angerech-
net wird, oder 

d) im Meldeverfahren Zertifikate über erneuerbare Energie abgege-
ben werden, die den Nachweis für eine angenommene Lebens-
dauer von 20 Jahren periodengerecht erbringen. 

 

 
 
 
 
 

2 Der Ersatz eines Wärmeerzeugers setzt voraus, dass: 
 
 
 
 
 
 
 
Bst. c und d streichen. 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 

Zustimmung (redaktionelle Änderung) 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung des Mehrheitsantrags 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

3 Die Energielieferanten stellen die Überprüfbarkeit der Zertifikate für 
die in ihrem Standardprodukt enthaltenen Anteile erneuerbarer 
Brennstoffe sicher und geben dem Departement auf Verlangen Ein-
sicht. 
4 Der Regierungsrat regelt die Berechnungsweise, die Standardlösun-
gen, das Nachweisverfahren und die Ausnahmen. 

 

 
Abs. 3 streichen. 
 
Minderheitsantrag: 
Abs. 2 und 3 in der Fassung des Regierungsrates. 
 

 

 
Ablehnung des Mehrheitsantrags (abhängig von Streichung 

Abs. 2 Bst. c und d) 
 
Zustimmung zum Minderheitsantrag 
 

 

§ 8e  Elektrische Energie in Gebäuden 

1 Gebäude und Anlagen sowie damit zusammenhängende Ausstattun-
gen und Ausrüstungen sind so zu planen und auszuführen, dass die 
Elektrizität sparsam und effizient genutzt wird. 
2 Bei Neubauten, Umbauten und Umnutzungen von Dienstleistungs- 
und Gewerbebauten mit einer Energiebezugsfläche von mehr als 
1000 m2 muss die Einhaltung der festgelegten Werte nachgewiesen 
werden. 
3 Der Regierungsrat legt das Nachweisverfahren und die einzuhalten-
den Werte fest. 

 

  

 

§ 8f  Heizungen im Freien 

1 Heizungen im Freien sind ausschliesslich mit erneuerbarer Energie 
oder nicht anders nutzbarer Abwärme zu betreiben. 
2 Ausnahmen für den Bau, den Ersatz und die Änderung von Aussen-
heizungen können bewilligt werden, wenn: 
a) die Sicherheit von Personen und Sachen oder der Schutz von 

technischen Einrichtungen den Betrieb einer Aussenheizung er-
fordert; 

b) bauliche und betriebliche Massnahmen nicht ausführbar oder un-
verhältnismässig sind und 

 

 

Ablehnung des Mehrheitsantrags 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

c) die Aussenheizung mit einer temperatur- und feuchtigkeitsabhän-
gigen Regelung ausgerüstet ist. 

 
Minderheitsantrag: 
keine neue Bestimmung 
 

 
 
Zustimmung zum Minderheitsantrag 

 

§ 8f  Beheizte Freiluftbäder 

1 Der Bau und die Sanierung beheizter Freiluftbäder mit einem Inhalt 
von mehr als 8 m3 sowie der Ersatz und die wesentliche Änderung der 
technischen Einrichtungen zu deren Beheizung sind nur zulässig, 
wenn sie ausschliesslich mit erneuerbaren Energien oder nicht ander-
weitig nutzbarer Abwärme betrieben werden. 
2 Elektrische Wärmepumpen dürfen zur Beheizung von Freiluftbädern 
eingesetzt werden, wenn eine Abdeckung der Wasserfläche gegen 
Wärmeverluste vorhanden ist. 

 

wird neu § 8g 

 

 

§ 9 Grossverbraucher 

1 Grossverbraucher mit einem jährlichen Wärmeverbrauch von mehr 
als 5 GWh oder einem jährlichen Elektrizitätsverbrauch von mehr als 
0.5 GWh können vom zuständigen Departement verpflichtet werden, 
ihren Energieverbrauch zu analysieren und zumutbare Massnahmen 
zur Verbrauchsoptimierung zu realisieren. 
2 Die aufgrund einer Verbrauchsanalyse zu realisierenden Massnah-
men sind für Grossverbraucher zumutbar, wenn sie dem Stand der 
Technik entsprechen sowie über die Nutzungsdauer der Investition 
wirtschaftlich und nicht mit wesentlichen betrieblichen Nachteilen 
verbunden sind. 
3 Absatz 1 ist nicht anwendbar für Grossverbraucher, die sich ver-
pflichten, individuell oder in einer Gruppe mit der zuständigen Be-
hörde vereinbarte Ziele für die Entwicklung des Energieverbrauchs 
einzuhalten.  
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(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

4 Grossverbraucher, die individuell oder in einer Gruppe Zielvereinba-
rungen abschliessen, können für die Dauer dieser Zielvereinbarung 
von der Einhaltung der §§ 6 bis 8 und § 10 entbunden werden. Das 
zuständige Departement kann die Vereinbarung aufheben, wenn die 
Verbrauchsziele nicht eingehalten werden. 

 

§ 10 Verbrauchsabhängige Heiz- und Warmwasserkostenab-
rechnung 

1 Mit den nötigen Geräten zur Erfassung des individuellen Wärmever-
brauchs für Heizung und Warmwasser auszurüsten sind: 
a) neue Bauten und Gebäudegruppen mit zentraler Wärmeversor-

gung mit fünf und mehr Nutzeinheiten; 
b) bestehende Bauten mit zentraler Wärmeversorgung für fünf oder 

mehr Nutzeinheiten bei einer Totalsanierung des Heizungs- 
und/oder des Warmwassersystems. 

2 Bestehende Gebäudegruppen mit zentraler Wärmeversorgung sind 
mit den nötigen Geräten zur Erfassung des Wärmeverbrauchs der ein-
zelnen Gebäude für Heizung auszurüsten, wenn die Gebäudehülle ei-
nes oder mehrerer Gebäude zu über 75 % saniert wird. 
3 Der Regierungsrat regelt das Abrechnungsverfahren und die Ausnah-
men von der Ausrüstungs- und Abrechnungspflicht für Bauten und 
Gebäudegruppen mit geringer installierter Wärmeerzeugerleistung o-
der niedrigem spezifischem Energieverbrauch. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 11 Wärmenutzung bei Elektrizitätserzeugungsanlagen 

1 Der Betrieb von Elektrizitätserzeugungsanlagen zur Notstromversor-
gung sowie Probeläufe von höchstens 50 Stunden pro Jahr sind zu-
lässig ohne Abwärmenutzung. 
2 Der Betrieb von Elektrizitätserzeugungsanlagen mit fossilen Brenn-
stoffen ist nur zulässig, wenn die dabei entstehende Wärme fachge-
recht und vollständig genutzt wird. Ausgenommen sind Anlagen, die 
keine Verbindung zum öffentlichen Elektrizitätsverteilnetz haben. 
3 Der Betrieb von Elektrizitätserzeugungsanlagen mit erneuerbaren 
gasförmigen Brennstoffen ist nur zulässig, wenn die dabei entste-
hende Wärme fachgerecht und weitgehend genutzt wird. Ausgenom-
men sind Anlagen, welche überwiegend landwirtschaftliches Grüngut 
verwerten, keine Verbindung zum öffentlichen Gasverteilnetz haben 
und diese mit verhältnismässigem Aufwand auch nicht hergestellt 
werden kann. 
4 Der Betrieb von Elektrizitätserzeugungsanlagen mit erneuerbaren 
festen oder flüssigen Brennstoffen ist nur zulässig, wenn die dabei 
entstehende Wärme fachgerecht und weitgehend genutzt wird. 

 

 

 

 

 
C. Ausnahmen und Erleichterungen 

§ 12  

1 Die zuständige Bewilligungsbehörde kann Ausnahmen oder Erleich-
terungen von den Bestimmungen dieses Gesetzes oder von den Aus-
führungsvorschriften bewilligen, wenn besondere Verhältnisse vorlie-
gen, die sonst zu unzumutbaren Härtefällen führen würden und dies 
mit den öffentlichen Interessen vereinbar ist. 
2 Die Ausnahmebewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen ver-
knüpft und befristet werden. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

V. Fördermassnahmen 

§ 13 Beratung, Aus- und Weiterbildung 

1 Der Kanton und die Gemeinden informieren und beraten die Bevöl-
kerung über den effizienten, sparsamen, wirtschaftlichen und um-
weltverträglichen Einsatz von Energie sowie die Nutzung von erneuer-
baren Energien.  
2 Der Kanton fördert die Aus- und Weiterbildung in Energiefragen im 
Sinne der Zielsetzungen dieses Gesetzes.  

 

 

 

 
 
 

 

§ 14  Förderprogramm 

1 Der Kanton fördert im Rahmen der verfügbaren Mittel die effiziente, 
sparsame, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung 
und -nutzung. 
2 Er fördert insbesondere folgende Massnahmen: 
a) effiziente Energienutzung; 
b) Nutzung von erneuerbaren Energien und Abwärme; 
c) Aus- und Weiterbildung sowie Information und Beratung im Ener-

giebereich. 
3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten. 
 

 

 
 
2 Er fördert insbesondere folgende Massnahmen: 
a) der Zielerreichung dienliche Energienutzung; 
d) Innovationen und innovative Projekte. 
3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten und richtet sich, wo vor-
handen nach den minimalen Fördersätzen des HFM 2015. 
 
 
Minderheitsantrag: 
Absatz 3 nicht ändern. 

 
 
 
 
 

 

 
 
Ablehnung Abs. 2 Bst. a und Bst. d 
 
 
Ablehnung Abs. 3 
 
 
 
Zustimmung zum Minderheitsantrag 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 15 2 Finanzierung 

1 Die Förderung nach § 14 wird aus Beiträgen des Bundes, des Kan-
tons und Dritter finanziert. 
2 Der Kanton stellt für die Förderung jährlich 2.5 Mio. Franken zur 
Verfügung. 
3 Der Beitrag nach Abs. 2 ist auf vier Jahre befristet. Der Kantonsrat 
kann eine Verlängerung für jeweils vier weitere Jahre beschliessen. 

 

 

Minderheitsantrag: 
2 Der Kanton stellt für die Förderung des Gebäudeprogramms jährlich 
2.5 Mio. Franken zur Verfügung. 

 

 

Zustimmung zum Minderheitsantrag 
 

 

VI. Verfahrens- und Strafbestimmungen 

§ 16 Grundsatz 

1 Werden Massnahmen nach diesem Gesetz im Zusammenhang mit 
dem Errichten oder Ändern von Bauten umgesetzt, richtet sich das 
Baubewilligungsverfahren nach den Bestimmungen der Planungs- 
und Baugesetzgebung. 
2 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz.3 

 

  

§ 17 Energienachweis 

1 Der Nachweis, dass die Vorschriften dieses Gesetzes eingehalten 
werden, ist im Baubewilligungsverfahren zu erbringen. 
2 Der Regierungsrat kann eine generelle Nachweisbefreiung für klei-
nere Umbauten und Umnutzungen vorsehen. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 18 Vollzugskontrolle 

1 Die Vollzugsbehörde kontrolliert stichprobenweise, ob die Anforde-
rungen dieses Gesetzes erfüllt und ob die in den Nachweisen be-
schriebenen Massnahmen realisiert werden. 
2 Sie kann für die Prüfung der Erfüllung von energierechtlichen An-
forderungen und für die Kontrolle der Einhaltung der energierechtli-
chen Vorgaben aussenstehende Fachleute beiziehen. 
3 Der Regierungsrat kann ein System der privaten Kontrolle einrich-
ten, mit dem Dritte ermächtigt werden, durch ihre Unterschrift auf 
dem Nachweis oder durch einen Bericht zu bestätigen, dass die mas-
sgebenden Bestimmungen beim Projekt (Projektkontrolle) und bei der 
Ausführung (Ausführungskontrolle) eingehalten werden. 

 

  

§ 19 Interkantonale Vereinbarungen 

Der Regierungsrat kann mit anderen Kantonen die gemeinsame Erfül-
lung oder die Übertragung der privaten Kontrolle gemäss § 18 Abs. 3 
vereinbaren. 

 

  

§ 20 Durchleitungspflicht 

1 Zur Benutzung von Grundeigentum für die Durchleitung von Wär-
metransportleitungen, die im öffentlichen Interesse sind, kann der 
Gemeinderat für den Betreiber der Anlage die Enteignung geltend ma-
chen. 
2 Es kommt das kantonale Enteignungsrecht zur Anwendung. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 21 Strafbestimmungen 

Widerhandlungen gegen dieses Gesetz oder seine Ausführungsbe-
stimmungen werden nach den Strafbestimmungen des Planungs- und 
Baugesetzes4 verfolgt. 

 

  

VII. Schlussbestimmungen 

§ 22 Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 

1 Die Verordnung über das Energiesparen bei Bauten und Anlagen 
(ESpV) vom 15. Dezember 19935 wird aufgehoben. 
2 Das Planungs- und Baugesetz vom 14. Mai 19876 wird wie folgt 
geändert: 

 

§ 24 Abs. 2 und 3 
2 Sofern die Sonderbestimmungen mindestens die Einhaltung des Mi-
nergiestandards für Wohnbauten vorschreiben und der Gestaltungs-
plan mehrere, wesentliche Vorteile gegenüber der Normalbauweise 
beinhaltet, können darin Ausnahmen von den kantonalen und kom-
munalen Vorschriften festgelegt werden. Ferner kann die Durchmi-
schung der Nutzung zugelassen werden, sofern Zweck und Charakter 
der betreffenden Zone grundsätzlich gewahrt bleiben. 
3 Vorteile im Sinne von Abs. 2 liegen namentlich vor, wenn eine be-
sonders grosszügige und zweckmässige Anlage der Frei-, Spiel- und 
Abstellflächen vorgesehen ist, preisgünstiger Wohnraum für Familien 
geschaffen wird, die Bauten sich gut in die Umgebung einfügen, ein 
gutes Gesamtbild ergeben, dank verdichtetem Bauen wenig Land ver-
brauchen und sich architektonisch besonders auszeichnen oder an-
dere im öffentlichen Interesse liegende Mehrleistungen ausgewiesen 
werden. 
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Vorlage an den Kantonsrat 
(RRB Nr. 839/2020) 

Anträge der Kommission 
(Ohne Bemerkung Zustimmung zur Vorlage; Mehrheitsanträge; Min-
derheitsanträge)  

Stellungnahme des Regierungsrates 

§ 22a  Übergangsbestimmung zur Änderung vom … 

1 Bestehende ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen mit Warm-
wasserverteilsystem sind innerhalb von 15 Jahren nach Inkrafttreten 
der Änderung vom … zu ersetzen.  
2 Bestehende zentrale Wassererwärmer bei Wohnnutzungen, die aus-
schliesslich direkt elektrisch beheizt werden, sind innerhalb von 15 
Jahren nach Inkrafttreten durch Anlagen zu ersetzen oder Einrichtun-
gen zu ergänzen, die den Anforderungen dieses Gesetzes entspre-
chen.  

 

 

1 Bestehende ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen mit Warm-
wasserverteilsystem sind bis 2050 zu ersetzen.  
2 Bestehende zentrale Wassererwärmer bei Wohnnutzungen, die aus-
schliesslich direkt elektrisch beheizt werden, sind bis 2050 durch 
Anlagen zu ersetzen oder Einrichtungen zu ergänzen, die den Anfor-
derungen dieses Gesetzes entsprechen.  
 

 

Ablehnung 

§ 23 Referendum, Publikation, Inkrafttreten 

1 Dieses Gesetz unterliegt dem Referendum gemäss §§ 34 
oder 35 der Kantonsverfassung. 
2 Es wird im Amtsblatt veröffentlicht und nach Inkrafttreten in die 
Gesetzsammlung aufgenommen. 
3 Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. Er bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

 

 

 
 

 

 

 

1 GS … 
2 Abs. 1 in der Fassung vom, Abs. 2 und 3 neu eingefügt am 25. Juni 2020. 
3 SRSZ 234.110. 
4 SRSZ 400.100. 
5 SRSZ 420.110; GS 18-363. 
6 SRSZ 400.100; GS 17-685. 
 

                                            


